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Das neue Wettbewerbsregister 
Unternehmen, denen ein Wirtschaftsdelikt nachgewiesen wurde, werden ab sofort im neuen Wettbewerbsre-
gister eingetragen – was zum Ausschluss von öffentlichen Aufträgen führen kann. 

 

Bereits im Jahre 2017 ist das Gesetz zur Einrichtung und 
zum Betrieb eines Registers zum Schutz des Wettbe-
werbs um öffentliche Aufträge und Konzessionen (Wett-
bewerbsregistergesetz – WRegG) in Kraft getreten. Es 
sieht die Einrichtung und Führung eines Registers zum 
Schutz des Wettbewerbs um öffentliche Aufträge und 
Konzessionen (Wettbewerbsregister) vor, angesiedelt 
beim Bundeskartellamt (BKartA) als Registerbehörde. Die 
Umsetzung hat rund drei Jahre gedauert; am 25.03.2021 
hat das BKartA nun den Startschuss gegeben. 
Es beginnt nun die Registrierung der Staatsanwaltschaf-
ten und sonstigen Behörden, die künftig elektronisch In-
formationen in das Register einspeisen werden. Gleich-
zeitig registrieren sich alle öffentlichen Auftraggeber        
– insgesamt ca. 30.000 Vergabestellen von Bund, Län-
dern und Kommunen sowie Unternehmen der öffentli-
chen Hand –, die im Rahmen eines Ausschreibungsver-
fahrens Informationen abfragen sollen. Privaten ist der 
Zugriff auf das Wettbewerbsregister versagt. 

Ziel: Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität durch 
Transparenz  
Das Wettbewerbsregister dient, so § 1 Abs. 1 WRegG, 
dem Schutz des Wettbewerbs um öffentliche Aufträge 
und Konzessionen, mittelbar also der Bekämpfung von 
Wirtschaftskriminalität. In das Wettbewerbsregister 
werden künftig alle Unternehmen, denen ein Wirt-
schaftsdelikt nachgewiesen worden ist, eingetragen.  
Damit steigt die Wahrscheinlichkeit massiv, dass öffentli-
che Auftraggeber, Sektorenauftraggeber und Konzessi-
onsgeber solche Unternehmen von einem öffentlichen 
Vergabeverfahren ausschließen bzw. ausschließen kön-
nen.  
 

 
 
 
 
 
 

Gleichzeitig soll es Unternehmen durch bestimmte Mecha-
nismen attraktiv gemacht werden, durch wirksame Com-
pliance-Maßnahmen Rechtsverstöße zu vermeiden. 

Wann wird ein Unternehmen eingetragen?  
Ein Unternehmen wird künftig in das Register eingetragen, 
wenn in seiner Sphäre Verantwortliche rechtskräftig straf-
gerichtlich verurteilt oder gegen sie Strafbefehle bzw. Buß-
geldbescheide wegen bestimmter Delikte (u.a. Betrug, 
Steuerhinterziehung, Bestechung etc.) sowie Bußgelder, die 
wegen Verstößen gegen arbeits- und sozialversicherungs-
rechtliche Vorschriften oder wegen Kartellverstößen ver-
hängt worden sind. 
Voraussetzung ist, dass dem Unternehmen die Straftat  
oder Ordnungswidrigkeit der Person zuzurechnen ist, weil 
diese in ihrer Leitungsfunktion für das Unternehmen ge-
handelt hat, also beispielsweise der Geschäftsführer, der 
sich an Geldwäsche beteiligt, einen Betrug begeht oder 
deckt, oder sich an verbotenen Preisabsprachen mit Wett-
bewerbern beteiligt. 

Procedere – Eintragung; Abfrage  
Vor einer Eintragung wird das Unternehmen informiert und 
erhält eine zweiwöchige Gelegenheit zur Stellungnahme.  
Außerdem kann einmal jährlich eine Selbstauskunft über 
Eintragungen verlangt werden.  
Gelöscht wird eine Eintragung in das Wettbewerbsregister 
erst drei Jahre, bei schwerwiegenden Straftaten sogar erst 
fünf Jahre nach Rechtskraft der zugrundeliegenden Ent-
scheidung.  
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Schreibt eine öffentliche Stelle einen Auftrag aus, dessen 
Wert (geschätzt) EUR 30.000 oder mehr beträgt, muss sie 
die Einträge der Bieter beim Wettbewerbsregister abfra-
gen.  

Folge von Eintragungen  
Je nach Art des der Eintragung zugrundeliegenden Ver-
urteilung muss die ausschreibende Stelle das Unterneh-
men vom Vergabeverfahren ausschließen, bspw. bei Ter-
rorismusfinanzierung, Geldwäsche, (Subventions-)Betrug 
(wenn er gegen den Haushalt der EU gerichtet ist), Be-
stechlichkeit und Bestechung, aber auch bei Steuerhin-
terziehung bzw. Nichtabführung von Sozialabgaben.  
Sog. fakultative Ausschlussgründe sind (Subventions-) 
Betrug gegen öffentliche Haushalte (auch solche jenseits 
der EU), Submissionsbetrug, ferner nicht-bagatellhafte 
Verstöße gegen das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, 
illegale Ausländerbeschäftigung, unerlaubte Arbeitneh-
merüberlassung oder Verstöße gegen das Mindestlohn-
gesetz. Hier ist im Einzelfall zu prüfen, ob der eingetrage-
ne Verstoß so gravierend ist, dass ein Ausschluss erfolgen 
muss.  

Wichtig: Selbstreinigung  
Die Eintragung eines Unternehmens kann also existenz-
bedrohend sein. Daher sieht das WRegG in § 8 die Mög-
lichkeit einer Selbstreinigung vor, was im Erfolgsfall zu 
einer vorzeitigen Löschung führt. Weist das Unternehmen 
nach, dass es Maßnahmen zur Schadensregulierung ge-
troffen, aktiv mit den Ermittlungsbehörden zusammen-
gearbeitet und vor allem auch Vorsorge dafür getroffen 
hat, dass sich ein solches Fehlverhalten nicht wiederholt, 
wird es auf Antrag im Register gelöscht; Auftraggeber 
dürfen den Gesetzesverstoß nicht mehr zum Nachteil des 
Unternehmens werten. 

Gibt das BKartA dem Antrag nicht statt, kann das Unter-
nehmen versuchen, die Selbstreinigung gegenüber dem 
Auftraggeber im konkreten Vergabeverfahren nachzuwei-
sen und dadurch einen Ausschluss abzuwenden. 

Ausblick 
Es wird noch einige Wochen dauern, bis alle mitteilenden 
Behörden und Auftraggeber registriert sind. Wann genau 
die Mitteilungs- und Abfragepflichten anwendbar sein wer-
den, wird eine Veröffentlichung durch das Bundeswirt-
schaftsministerium im Bundesanzeiger zeigen. 
Ist innerhalb der letzten drei oder fünf Jahre eine einschlä-
gige Bestrafung erfolgt oder läuft aktuell ein einschlägiges 
Bußgeld- oder Strafverfahren, müssen Unternehmen damit 
rechnen, dass ihnen spätestens mit Rechtskraft der Verur-
teilung ein Hinweis zur Eintragung ins Wettbewerbsregister 
zugeht. Sie sollten daher nachträglich bzw. noch während 
des laufenden Verfahrens Selbstreinigungsmaßnahmen 
dokumentieren, um frühzeitig einen Antrag auf Löschung 
des Eintrags im Wettbewerbsregister stellen zu können.  
Darüber hinaus sollte jedes Unternehmen die Selbstreini-
gung als Baustein seiner Compliance-Strategie mitbeden-
ken. Derlei ist für Unternehmen, die auf öffentliche Aufträ-
ge angewiesen sind, immer noch günstiger als die Folgen 
eines Eintrags im Wettbewerbsregister und der damit ein-
hergehende Verlust von derlei Aufträgen. 
 
Bei Fragen sprechen Sie uns gern an.  
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Wir bitten Sie, sich für eine verbindliche Beratung bei Bedarf direkt mit uns in Verbindung zu setzen. 
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